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1. Instanz

Aktenzeichen S 28 RJ 2127/00
Datum 10.10.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 RJ 54/03
Datum 28.07.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 10.
Oktober 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r
das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:
I. Streitig ist ein Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit. Die KlÃ¤gerin ist
1977 geboren worden. Sie beendete die Schulausbildung im Juni 1995 mit dem
Realschulabschluss und begann am 1. September 1995 eine Ausbildung zur
Konditorin. Am 7. September 1997 erlitt sie einen Arbeitsunfall, die Ausbildung
nahm sie nicht wieder auf. Als Folge des Arbeitsunfalls ist â�� auf Grund des Urteils
des Sozialgerichts Berlin vom 27. Juni 2003 (S 67 U 811/98) â�� von der
Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und GaststÃ¤tten (im folgenden: BG) ein
Zustand im linken Kniegelenk nach Morbus Sudeck und mehrfachen Operationen
mit rezidivierenden Patellasubluxationen, erheblicher schmerzhafter
EinschrÃ¤nkung der BeugefÃ¤higkeit und StreckfÃ¤higkeit und
SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen im Bereich der Operationsnarben sowie eine erhebliche
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Atrophie des Musculus vastus medialis mit deutlicher Kraftminderung und die
EntschÃ¤digungspflicht dieser Unfallfolge anerkannt. Seit 8. MÃ¤rz 1999 erhÃ¤lt die
KlÃ¤gerin als Dauerrente eine Unfallrente nach einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit von 30 % (Bescheid der BG vom 1. Juni 2004). Seit 1994 ist bei
der KlÃ¤gerin ein Grad der Behinderung (GdB) nach dem
Schwerbehindertengesetz/Sozialgesetzbuch Neunten Buch anerkannt, der 1994
wegen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung "Hirnorganisches Krampfanfallsleiden" auf
40 festgesetzt und 1996 wegen dreijÃ¤hriger Anfallsfreiheit auf 30 herabgesetzt
worden war. 1999 wurde er wegen hinzugetretener FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
auf 50 und 2001 auf 60 erhÃ¶ht (Bescheid des Landesamtes fÃ¼r Gesundheit und
Soziales B vom 23. August 2001; FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen:
Krampfanfallsleiden â�� Einzel-GdB wieder 40; operativ versorgtes Knieleiden links
6/1998 mit FunktionseinschrÃ¤nkung,
Ã�berlastungskniegelenksschmerzsymptomatik rechts â�� Einzel-GdB 30;
VerschleiÃ�erscheinungen der WirbelsÃ¤ule mit muskulÃ¤ren Reizerscheinungen
â�� Einzel-GdB 20; Periarthritis humeroscapularis links, rezidivierende
Schulterluxationen links â�� Einzel-GdB 10). AuÃ�erdem ist ihr seit 2001 das
Merkzeichen "G" zuerkannt. Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
beantragte die KlÃ¤gerin im September 1999 und verwies zur BegrÃ¼ndung auf die
Folgen des Arbeitsunfalls vom September 1997. Die Beklagte lehnte den Antrag
durch Bescheid vom 16. MÃ¤rz 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 8. September 2000 ab. Die KlÃ¤gerin sei nicht aus medizinischen GrÃ¼nden
berufs- oder erwerbsunfÃ¤hig. Infolge dessen erfÃ¼lle sie auch nicht die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die RentenansprÃ¼che. Um den
medizinischen Sachverhalt aufzuklÃ¤ren, hatte die Beklagte Unterlagen der BG und
Befundberichte aus dem Unfallrechtsstreit beigezogen und die KlÃ¤gerin durch den
Arzt fÃ¼r Chirurgie G und den Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. H
begutachten lassen. Der Arzt G kam in seinem Gutachten vom 10. November 1999
zu dem Ergebnis, dass die KlÃ¤gerin aus der Sicht seines Fachgebiets noch tÃ¤glich
regelmÃ¤Ã�ig vollschichtig leichte kÃ¶rperliche Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen,
ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Knien oder Hocken, ohne hÃ¤ufiges Heben, Tragen
oder Bewegen von Lasten, ohne Arbeit auf Leitern oder GerÃ¼sten, ohne
Absturzgefahr und nicht in KÃ¤lte, NÃ¤sse oder unter besonderem Zeitdruck
verrichten kÃ¶nne (Diagnosen: Zustand nach mehreren Operationen wegen
habitueller Patellaluxation links; Zustand nach Sprunggelenksdistorsion;
Arthralgien). Dr. H hielt in seinem Gutachten vom 30. November 1999 aus
neurologisch-psychiatrischer Sicht noch leichte kÃ¶rperliche Arbeiten in allen
Haltungsarten, nicht auf Leitern oder GerÃ¼sten und nicht mit Absturzgefahr oder
an laufenden Maschinen fÃ¼r mÃ¶glich (Diagnose: Zerebrales Anfallsleiden). Mit
der Klage hat die KlÃ¤gerin noch Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit geltend
gemacht und zur BegrÃ¼ndung vor allem auf ihr Anfallsleiden verwiesen, das seit
ihrem 11. Lebensjahr auftrete und schwer einstellbar sei. Das Sozialgericht hat
Befundberichte des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Dr. Z und des Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. L, beide vom 9. Mai 2001 und beide mit Drittbefunden, eingeholt
und ein arbeitsamtsÃ¤rztliches Gutachten der Ã�rztin S vom 25. Januar 2000
(Untersuchungstag 2. November 1999) sowie die Ã¼brigen Unterlagen des
medizinischen Dienstes des Arbeitsamtes B S beigezogen. Auf Antrag der KlÃ¤gerin
gemÃ¤Ã� Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist die KlÃ¤gerin durch den Facharzt
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fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Mbegutachtet worden. Er ist in seinem Gutachten vom 27.
September 2001 mit ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 11. MÃ¤rz 2002 zu dem
Ergebnis gekommen, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig allenfalls
halbschichtig leichte kÃ¶rperliche Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen verrichten.
Nicht mÃ¶glich seien Arbeiten im Gehen oder Stehen, auf Leitern oder GerÃ¼sten
oder in groÃ�er HÃ¶he, im Knien, mit hÃ¤ufigem Treppensteigen oder mit anderen
Belastungen der Kniegelenke, an laufenden Maschinen, in Wechsel- oder
Nachtschicht oder unter besonderem Zeitdruck. Der Arbeitsplatz mÃ¼sse
epilepsiesicher sein. Eine Gehstrecke von 500 Metern kÃ¶nne in 20 Minuten nur mit
MÃ¼he erbracht werden (Diagnosen: Zustand nach viermaliger Kniegelenks-
Operation links wegen habitueller Patella-Luxation links [1997 bis 1999]):
Adipositas, myostatische Rumpfinsuffizienz; Kapsel-Band-Insuffizienz rechtes
Sprunggelenk; Zustand nach AuÃ�enbandplastik rechtes Sprunggelenk 1988;
zerebrales Anfallsleiden [Epilepsie]). Von Amts wegen ist die KlÃ¤gerin
anschlieÃ�end von dem Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. W-R und dem Facharzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. P begutachtet worden. Dr. W-R ist in seinem
Gutachten vom 10. Oktober 2002 zu dem Ergebnis gekommen, dass die KlÃ¤gerin
noch tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig vollschichtig leichte kÃ¶rperliche Arbeiten mit
Belastungen bis zu 5 kg Ã¼berwiegend im Sitzen (mit einem Verteilungsmuster
Sitzen 70 â�� Gehen 15 â�� Stehen 15 %, ohne ein mehr als halbschichtiges
dauerhaftes Sitzen) verrichten kÃ¶nne. Nicht mÃ¶glich seien Arbeiten
Ã¼berwiegend im Gehen oder Stehen, in KÃ¶rperzwangshaltungen, im Hocken oder
BÃ¼cken, unter Zeitdruck oder mit einseitigen kÃ¶rperlichen Belastungen. Auch
TÃ¤tigkeiten oberhalb der Horizontalebene und reklinierende Arbeiten sollten
entfallen. Die WegefÃ¤higkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt (Diagnosen: Habituelle
Patellaluxation linksseitig bei Zustand nach lateralem release und OP nach Elmslie;
beginnende Retropatellargelenksarthrose bei Zustand nach habitueller
Patellaluxation links; Verdacht auf habituelle Schulterluxation links; Neigung zu
muskelbandhaften Ã�berlastungssyndromen im Bereich der unteren
LendenwirbelsÃ¤ule; Adipositas; zerebrales Anfallsleiden [Epilepsie]; Verdacht auf
Carpaltunnelsyndrom beidseits). Dr. P ist in seinem ausschlieÃ�lich neurologischen
Gutachten vom 5. Mai 2003 (Untersuchungstage 24. Februar und 3. MÃ¤rz 2003) zu
dem Ergebnis gekommen, dass die KlÃ¤gerin aus der Sicht seines Fachgebietes
noch tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig vollschichtig leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche
Arbeiten dem Grunde nach verrichten kÃ¶nne. Wegen der Epilepsie nicht mÃ¶glich
seien Arbeiten unter Zeitdruck, an laufenden Maschinen, in Wechsel- oder
Nachtschicht sowie auf Leitern und GerÃ¼sten (Diagnosen: mit geringer
RestschwÃ¤che verheilte NervenlÃ¤sion am linken Unterschenkel [Nervus
peronaeus]; psychogene MotilitÃ¤tsstÃ¶rung des linken Beines nach wiederholen
Kniegelenks-Operationen; primÃ¤r generalisierte Epilepsie). Zu dem Gutachten hat
Dr. W-R am 4. August 2003 eine ergÃ¤nzende Stellungnahme abgegeben und ist
bei seiner EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens geblieben. Durch Urteil vom 10.
Oktober 2003 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Die KlÃ¤gerin sei nicht
erwerbsunfÃ¤hig, da sie nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen noch
Ã¼ber ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen verfÃ¼ge. Angesichts dessen
kÃ¶nne dahinstehen, ob die KlÃ¤gerin auch die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r den Rentenanspruch erfÃ¼lle. Die Kammer folge den
Feststellungen der gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. W-R und Dr. P. Beide
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bescheinigten ihr, noch wenigstens leichte kÃ¶rperliche Arbeiten mit qualitativen
EinschrÃ¤nkungen vollschichtig verrichten zu kÃ¶nnen. Die Epilepsie fÃ¼hre nicht
zu einer zeitlichen Minderung des LeistungsvermÃ¶gens, da sie medikamentÃ¶s gut
eingestellt sei. Dem entsprechend sehe Dr. P nachvollziehbar nur eine berufliche
EinschrÃ¤nkung fÃ¼r TÃ¤tigkeiten, die zu einer erhÃ¶hten GefÃ¤hrdung bei
AnfÃ¤llen fÃ¼hrten. Auch die Knieerkrankung begrÃ¼nde keine zeitliche
EinschrÃ¤nkung. Dr. W-R und Dr. P berÃ¼cksichtigten, dass die KlÃ¤gerin aus Angst
vor einer schmerzhaften Kniescheibenverrenkung subjektiv grÃ¶Ã�ere
EinschrÃ¤nkungen beschreibe als sich objektivieren lieÃ�en. Den tatsÃ¤chlich
bestehenden BeeintrÃ¤chtigungen werde durch die von den SachverstÃ¤ndigen
gesehenen qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen ausreichend Rechnung
getragen. Die BegrÃ¼ndungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. M fÃ¼r eine zeitliche
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens kÃ¶nnten demgegenÃ¼ber nicht
Ã¼berzeugen. Mit der Berufung macht die KlÃ¤gerin weiterhin geltend,
erwerbsunfÃ¤hig zu sein. Im besonderen kÃ¶nne sie keine langen Gehstrecken
zurÃ¼cklegen und mÃ¼sse dreimal wÃ¶chentlich fÃ¼r jeweils vier Stunden
krankentherapeutische Ã�bungen absolvieren. In dem gegen die BG gefÃ¼hrten
Rechtsstreit habe der SachverstÃ¤ndige Dr. M Feststellungen getroffen, welche die
EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens durch Dr. M stÃ¼tzten. Die KlÃ¤gerin
beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 10. Oktober 2003 und den
Bescheid der Beklagten vom 16. MÃ¤rz 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 8. September 2000 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab dem 1. September 1999 zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. Sie hÃ¤lt die angefochtene
Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Der Senat hat die Gerichtsakte SG Berlin S 67 U
811/98-15 und die Verwaltungsakte der BG beigezogen und AuszÃ¼ge aus beiden
Akten zur Gerichtsakte genommen. Im Auftrag des Senats hat der
SachverstÃ¤ndige Dr. W-R mit Datum des 21. MÃ¤rz 2005 eine weitere
ergÃ¤nzende Stellungnahme abgegeben. Des weiteren ist die KlÃ¤gerin im Auftrag
des Senats durch den Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. B begutachtet worden. Er
kommt in seinem Gutachten vom 20. Oktober 2005 zu dem Ergebnis, dass die
KlÃ¤gerin tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig vollschichtig noch wenigstens leichte kÃ¶rperliche
Arbeiten verichten kÃ¶nne. Dies sei allemal Ã¼berwiegend im Sitzen mÃ¶glich,
aber auch gelegentliches Stehen und kÃ¼rzere Wegstrecken seien durchaus
zumutbar. Nicht mÃ¶glich seien Zwangshaltungen (insbesondere hockende oder
kniende TÃ¤tigkeiten oder Ã�berkopfarbeiten) und TÃ¤tigkeiten mit
GefÃ¤hrdungspotenzial (auf Leitern oder GerÃ¼sten bzw. an schnell laufenden
Maschinen), in Wechsel- oder Nachtschicht oder unter starkem Zeitdruck. Lasten bis
5kg, gelegentlich bis 10 kg kÃ¶nnten bewegt werden (Diagnosen: leichtere
BewegungseinschrÃ¤nkung sowie mÃ¤Ã�ige Belastungsbeschwerden des linken
Kniegelenks bei Zustand nach mehrfachen Patellaluxations-Beschwerden; dezente
Schwellneigung des linken Unterschenkels [bei Verdacht auf abgelaufenen Morbus
Sudeck] Retropatellararthrose, geringfÃ¼gige Residuen einer linksseitigen
Peronaeusparese; mÃ¤Ã�ige BewegungseinschrÃ¤nkung linke Schulter bei
angegebener habitueller Luxation; gebessertes, zur Zeit nicht
behandlungspflichtiges Anfallsleiden; folgenlos ausgeheilte operierte Bandruptur
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rechtes Sprunggelenk; leichtere Ã�berlastungsbeschwerden der WirbelsÃ¤ule bei
Adipositas). Die Gerichtsakte, die Verwaltungsakte der Beklagten sowie AuszÃ¼ge
aus der Gerichtsakte SG Berlin S 67 U 811/98-15 und aus der Verwaltungsakte der
BG lagen dem Gericht bei seiner Entscheidung vor. Wegen Einzelheiten des
Sachverhalts wird auf den Inhalt dieser AktenstÃ¼cke Bezug genommen.

II. Der Senat konnte Ã¼ber die Berufung gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4
Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Beschluss
entscheiden, da er sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche
Verhandlung angesichts der einfachen Rechtslage und des geklÃ¤rten
entscheidungserheblichen Sachverhalts nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt. Die Berufung
ist unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt nicht die Voraussetzungen fÃ¼r den
geltend gemachten Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nach dem bis
31. Dezember 2000 geltenden Recht. Sie erfÃ¼llt auch nicht die Voraussetzungen
fÃ¼r einen Anspruch auf Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung
nach dem ab 1. Januar 2001 geltenden Recht. Zu entscheiden ist Ã¼ber beide
Rentenarten, obwohl die Beklagte nur zur Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit nach dem bis 31. Dezember 2000 geltenden Recht eine
Verwaltungsentscheidung getroffen hat (Bundessozialgericht [BSG] in:
Entscheidungssammlung Sozialrecht [SozR] 4-2600 Â§ 43 Nr. 3). Â§ 44
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) in der bis 31. Dezember 2000 geltenden
Fassung (im Folgenden ohne Zusatz zitiert) macht den Rentenanspruch einerseits
von den so genannten versicherungsrechtlichen Voraussetzungen (ErfÃ¼llung der
allgemeinen Wartezeit nach Â§Â§ 50 Abs. 1, 51 Abs. 1 SGB VI und Vorliegen von
drei Jahren mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der rentenrechtlich
erheblichen Erwerbsminderung, Â§ 44 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 SGB VI), andererseits
davon abhÃ¤ngig, dass Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit eingetreten ist (Â§ 44
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI). Soweit die KlÃ¤gerin sich bereits auf Grund des
Arbeitsunfalls vom September 1997 fÃ¼r erwerbsgemindert hÃ¤lt, scheitert ein
Rentenanspruch daran, dass im Eintritt des von ihr geltend gemachten
"Leistungsfalls" die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt sind.
Selbst wenn unterstellt wird, dass die Folgen des Arbeitsunfalls eine wesentliche
Ursache fÃ¼r eine Minderung des LeistungsvermÃ¶gens in rentenberechtigendem
Umfang wÃ¤ren (dazu Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 31. MÃ¤rz 1993 â�� 13
RJ 35/91 -), kÃ¶nnte hierdurch nur die Voraussetzung nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
SGB VI mittels vorzeitiger WartezeiterfÃ¼llung (Â§ 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2
SGB VI) ersetzt werden. Da sie im September 1997 Ã¼berhaupt erst knappe zwei
Jahre an PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder
TÃ¤tigkeit (Â§Â§ 1, 2 55 Abs. 2 SGB VI) in ihrem Erwerbsleben zurÃ¼ckgelegt hatte,
erreicht sie dagegen die sogenannte Drei-FÃ¼nftel-Belegung (Â§ 44 Abs. 1 Nr. 2
SGB VI) nicht. Diese Voraussetzung wird durch Â§ 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2
SGB VI nicht ersetzt. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt aber auch zu keinem Zeitpunkt die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r AnsprÃ¼che auf Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit, so dass dahingestellt bleiben kann, ob bei einem etwaigen
Leistungsfall nach September 1997 die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
erfÃ¼llt sind. ErwerbsunfÃ¤hig sind Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in
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gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder
Arbeitseinkommen zu erzielen, das monatlich 630,00 DM bzw. den Gegenwert
dieses Betrags in Euro Ã¼bersteigt (Â§ 44 Abs. 2 Satz 1 1. Halbsatz SGB VI). Die
KlÃ¤gerin ist nicht erwerbsunfÃ¤hig, da sie auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch
tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im
Sitzen vollschichtig mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen leistungsfÃ¤hig ist. Das ist
â�� mit Ausnahme des Gutachtens von Dr. M â�� das Ergebnis aller bisherigen
Begutachtungen, welche von Seiten der Beklagten, des Sozialgerichts und des
Senats veranlasst worden waren. Im Besonderen das zuletzt eingeholte Gutachten
des SachverstÃ¤ndigen Dr. B zeichnet sich dadurch aus, dass es den medizinischen
Sachverhalt unter Einbeziehung der erstinstanzlich noch nicht beigezogenen
Unterlagen der Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und GaststÃ¤tten umfassend
aufarbeitet und die Vorgutachten kritisch wÃ¼rdigt. Mit ausfÃ¼hrlicher
BegrÃ¼ndung und deshalb Ã¼berzeugend weist er im besonderen darauf hin, dass
der auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG tÃ¤tig gewordene SachverstÃ¤ndige
Dr. M EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens beschrieben hat, die sich durch
die von ihm erhobenen Befunde nicht erklÃ¤ren, wÃ¤hrend die von den
SachverstÃ¤ndigen Dr. W-R und Dr. P gefundenen Ergebnisse von ihm bestÃ¤tigt
werden konnten. Das von der KlÃ¤gerin mit Schriftsatz ihrer BevollmÃ¤chtigten vom
16. Dezember 2005 eingereichte rÃ¶ntgenÃ¤rztliche Gutachten war von Dr. B selbst
veranlasst und berÃ¼cksichtigt worden. Weder die Leiden am Bewegungsapparat
(Knie, Schultern) noch die Epilepsie, an der die KlÃ¤gerin nach ihren Angaben seit
dem 11. Lebensjahr leidet und mit der sie folglich bereits in das Arbeitsleben
eingetreten ist, fÃ¼hren demnach zu wesentlichen qualitativen EinschrÃ¤nkungen
der kÃ¶rperlichen oder geistigen LeistungsfÃ¤higkeit. Vielmehr zeigt sich, wie von
Dr. B hervorgehoben, eine deutliche Diskrepanz zwischen den objektivierbaren
Befunden und den von der KlÃ¤gerin beschriebenen EinschrÃ¤nkungen ihrer
LeistungsfÃ¤higkeit, welche teils mit einer "bewusstseinsnahen" (also
beabsichtigten) Simulation und Aggravation einhergehen. BestÃ¤tigt werden die
Ergebnisse der SachverstÃ¤ndigen dadurch, dass die KlÃ¤gerin im Rahmen der von
der BG durchgefÃ¼hrten beruflichen Rehabilitation sogar BerufswÃ¼nsche
Ã¤uÃ�erte (LogopÃ¤din, handwerkliche Berufe), die mit den von ihr selbst
vorgetragenen EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens nicht vereinbar sind.
Erst nach und nach ergab die Berufsfindung, dass der kaufmÃ¤nnisch-verwaltende
Bereich als geeignetes Berufsfeld in Betracht kommt. An den MaÃ�nahmen der
Berufsfindung konnte die KlÃ¤gerin mit geringen Ausnahmen regelmÃ¤Ã�ig
teilnehmen, sie wurde als "sehr zuverlÃ¤ssig" beschrieben. Eine
UmschulungsmaÃ�nahme grÃ¶Ã�eren Umfangs wurde allein deswegen nicht ohne
weiteres als mÃ¶glich angesehen, weil sie hierfÃ¼r nicht die notwendigen
Kenntnisse hatte und mit Schwierigkeiten bei der Aneignung neuer Lern- und
Bildungsstoffe gerechnet wurde. FÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt hat diese
EinschrÃ¤nkung jedoch keine Bedeutung, da er auch einfachste Arbeiten erfasst,
die nach kurzer Anweisung ausgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen. Da die KlÃ¤gerin nicht
erwerbsunfÃ¤hig ist, erfÃ¼llt sie auch nicht die medizinischen Voraussetzungen
fÃ¼r eine Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung nach Â§ 43 SGB VI
in der ab 1. Januar 2001 geltenden Fassung. Denn dies erforderte auch eine
zeitliche Minderung des LeistungsvermÃ¶gens auf weniger als sechs Stunden, um
einen Rentenanspruch begrÃ¼nden zu kÃ¶nnen. Die Entscheidung Ã¼ber die
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Kosten beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG). GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung
der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 04.08.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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